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Kein echter
Kulturwandel
Zu: „Ampel rüstet sich gegen Cyber-
Attacken“, FR-Politik vom 13. Juli

Die Philosophie von Nancy Fae-
ser zeugt leider von einem etwas
veralteten Denken. Zum einen
erfordert eine effiziente Cyber-
Abwehr, die ihren Namen ver-
dient, nicht nur eine Bündelung
der bisherigen Kräfte, sondern
auch eine viel bessere Kooperati-
on zwischen den Behörden in
Form eines echten Kulturwan-
dels weg von den alten Datensi-
los hin zu gemeinsam genutzten
agileren Plattformen, wozu man
aber im vorgelegten Papier im-
mer noch viel zu wenig liest.
Zum anderen erscheint es etwas
hanebüchen, mögliche Hacker-
angriffe umleiten oder deren
Routen gezielt unterbrechen zu
wollen, da diese sich selbst bei
einem klaren (Anfangs-) Ver-
dacht häufig schon durch ihre
professionelle Tarnung nicht so
einfach auf einen einzigen kon-
kreten Angreifer zurückverfol-
gen lassen. Deshalb muss sich
die Ministerin wie schon ihr Vor-
gänger die Kritik gefallen lassen,
nur unzureichend verstanden zu
haben, wie das Internet über-
haupt funktioniert. Was einmal
mehr unterstreicht, wie sehr in
Deutschland ein kompetentes
Digitalministerium fehlt, bei
dem man den Umgang mit der
modernen Technologie vor allem
aus einem Gesamtblickwinkel
und nicht nur als eine soge-
nannte Querschnittsaufgabe be-
trachtet! Rasmus Ph. Helt, Hamburg
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Raunen im Ungefähren
„Friedensfragen“: „Warum muss jetzt verhandelt werden?“, FR-Politik vom 2.8.

Als gelernter Völkerrechter ist
man einigermaßen fassungslos
über diesen Beitrag zweier als
Landesverfassungsrichterinnen
schon kraft Amtes zur juristi-
schen Elite gehörenden Autorin-
nen. Sie behaupten, eine kom-
plette Niederlage der Nuklear-
macht Russland sei nicht mehr
ernsthaft vorstellbar. Sie bleiben
dabei leider im Ungefähren. Was
ist die „komplette Niederlage“?
Die vollständige Besetzung
Russlands? Oder die Wiederher-
stellung der Ukraine in ihren
völkerrechtlich anerkannten
Grenzen von 1991? Oder schon
nur der Stand vor dem russi-
schen Angriff am 24. Februar?

Dieses Raunen im Ungefäh-
ren ist leider typisch für die Pu-
tin-Apologetinnen der diversen
offenen Briefe. Putins offen er-
klärtes Kriegsziel ist die Auslö-
schung der Ukraine als souverä-
ner Staat. Aus russischer Sicht
ist also alles eine „komplette
Niederlage“, was unterhalb die-
ser Schwelle bleibt. Worüber
soll angesichts dessen verhan-
delt werden? Über einen „Frie-
densvertrag“, in dem die Ukrai-
ne schlimmstenfalls ihre Staat-
lichkeit aufgibt? Ein solcher
Vertrag wäre nicht das Papier
wert, auf dem er geschrieben
stünde. Er wäre schon bei Un-
terzeichnung wegen Verstoßes
gegen Artikel 52 der Wiener
Vertragsrechtskonvention un-
wirksam: „Ein Vertrag ist nich-
tig, wenn sein Abschluss durch
Drohung mit oder Anwendung

von Gewalt (...) herbeigeführt
wurde“. Dass der russische An-
griffskrieg das Musterbeispiel
der „Anwendung von Gewalt“
ist, scheinen immerhin auch die
Autorinnen zu erkennen.

Leider verschweigen sie, dass
die Ukraine gleich zu Beginn al-
les zur Konfliktlösung unterhalb
militärischer Auseinanderset-
zung versucht hat. Sie hat den In-
ternationalen Gerichtshof (IGH)
in Den Haag wie den Europäi-
schen Gerichtshof für Menschen-
rechte (EGMR) in Straßburg an-
gerufen. Beide haben in Eilent-
scheidungen Russland verpflich-
tet, seinen Angriffskrieg sofort zu
beenden. Russland hat beide Ent-
scheidungen nicht akzeptiert.
Von Spitzenjuristinnen hätte man
sich eine Auseinandersetzung
mit diesemVerhalten gewünscht.

Die nach Meinung der Auto-
rinnen so erfolgversprechenden
„Verhandlungen“ im März ka-
men zum Erliegen, als die russi-
schen Massenmorde in Butscha
und Irpin bekannt wurden.
Kann jemand, der alle fünf Sin-
ne beisammen hat, ernsthaft
glauben, dass dieses völkermör-
derische Russland bereit ist,
sich vertraglichen Verpflichtun-
gen zu unterwerfen? Putin und
seine Satrapen lügen, wenn sie
den Mund aufmachen. Wie will
man mit solch einem „Partner“
ernsthaft verhandeln?

Oliver Hirschfeld, Frankfurt

Kompletter Leserbrief, Diskussion:
frblog.de/offenerbrief

Wie aus
der Steinzeit
Zu: „Längere Schonzeit stößt auf
Kritik“, FR-Region vom 25. Juli

Diese Säugetiere werden in
Deutschland als gefährdet ein-
gestuft: Gartenspitzmaus, Brau-
nes Langohr (Fledermaus),
Feldhase, Atlantische Kegelrob-
be, Fischotter, Iltis, Wildkatze,
Wolf. In Sachsen-Anhalt und
Thüringen gilt der Feldhase so-
gar als „stark gefährdet“.
Höchste Zeit, dass dem seitens
der Landesregierung hoffentlich
Rechnung getragen wird und ei-
ne ganzjährige Schonzeit be-
schlossen wird.

Entlarvend, dass solche Plä-
ne die Jägerschaft „demoti-
viert“. Prahlen doch Jägers-
mann und Jägersfrau stets mit
ihrer „eigentlichen Motivation“
der „Hege und Pflege“ im Re-
vier. Sollte nicht mehr auf Ha-
sen geschossen werden dürfen,
bricht wohl ein Teil ihrer Stein-
zeitmentalität zusammen. Bar
jeder Kenntnis von Arten-
schutz, Biodiversität und Um-
weltschutz (21000 Tonnen
Bleimunition landen EU-weit
jedes Jahr in der Natur. Bleiver-
giftung ist eine der häufigsten
Todesursachen für Seeadler.
Und mehr als eine Million Was-
servögel verenden in Europa
jährlich qualvoll an Bleivergif-
tung.

Es ist ein Unding, dass im 21.
Jahrhundert Privatleuten „Wild-
tiermanagement“ mit der Büch-
se noch immer erlaubt ist.

Reinhard Joppe, Frankfurt


